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Forderungen zur Radaropferentschädigung 
 
1. Stiftung 
 

- Die Stiftung soll im Sinn des Antrags des Verteidigungsausschuss vom November 
2011, angemessene Entschädigungszahlungen leisten, und die 
Vergabekriterien sind mit wenig Bürokratie anzupassen, damit der Entschädigungs-
zweck wirksam erfüllt werden kann. 

- Die Mittel des Stiftungskapitals sind für 2013 deutlich zu erhöhen. 
- Die Stiftungssatzung soll in zu folgenden Punkten geändert werden: 

a) Wegfall des Begriffs „Härtefall“ 
b) Der Nachweis einer Hilfsbedürftigkeit (§ 53 AO) durch die Antragsteller 
    entfällt 

 
2. Antrag des Verteidigungsausschuss vom November 2011 
 
          Der Antrag ist zeitnah umzusetzen. Dabei soll der Punkt 4. u. 5. des Antrages 
          durch die Bundesregierung nicht geprüft, sondern die Expertengremien sollen 
          eingerichtet werden. Erblich geschädigte Nachkommen von Strahlenopfern 
          sind mit einzubeziehen. 

 

3. Nachprüfung der von der Bw durchgeführten Ersatzdosisberechnungen 
 

In vielen Radarverfahren wird eine  Entschädigung nur auf Grundlage der von der 
Bundeswehr vorgelegten Ersatzdosisberechnung abgelehnt. Noch heute, nach über 
10 Jahren Strahlenproblematik, berechnet die Bundeswehr diese Dosis der Betroffe-
nen auf Basis unzulässiger Annahmen. 
 
Der Bund für die Unterstützung Radargeschädigter e.V. ( BfdUR ), hat unabhängige, 
wissenschaftliche Fachleute beauftragt, die Ersatzdosisberechnungen der Bundes-
wehr zu überprüfen. 
 
Der BfdUR fordert eine unabhängige Nachprüfung aller von der Bundeswehr 
durchgeführten Ersatzdosisberechnungen auf Grundlage der wissenschaftli-
chen Stellungnahme von dem Medizinphysiker Herrn Dr. Sebastian Pflugbeil. 
 
Folgende unzulässige Annahmen werden kritisiert: 
 

 Bei der externen Gamma-Bestrahlung, wird der Eingangswert einer Punkt-
strahlungsquelle und nicht der Wert eines Flächenstrahlers angenommen und 
ist damit zu niedrig 



 In der Berechnungsformel nach der Strahlenschutzkommission ( SSK ) Band 
43, wird ein falscher Korrekturfaktor verwendet. 

 Häufig wird die Expositionszeit der Betroffenen während ihrer Tätigkeit in 
Strahlenfelder zu gering angesetzt. 

 Eine Berechnung der Dosis durch Inkorporation und Ingestion von radioaktiver 
Leuchtfarbe wird mit zu niedrigen Aktivitäten oder gar nicht durchgeführt. 

 Die damaligen, realistischen Arbeitsplatzverhältnisse und Abstände zu den 
Strahlenquellen der Betroffenen werden nicht korrekt dargestellt. 

 Die Empfehlungen der Radarkommission werden nicht umgesetzt. 
 
3. Weitere Forderungen 
 

 Eine Stiftung kann nicht das Versorgungsrecht ersetzen. 

 Wenn das vorhandene Versorgungsrecht nicht ausreicht die Radargeschädigten, 
Einsatzgeschädigten, und die Gleichbehandlung von ehemaligen NVA-Angehörigen 
mit Bw-Angehörigen zu gewährleisten, müssen die Gesetze geändert werden. 

 Der Ermessensspielraum im Versorgungsrecht muss im Sinne der Fürsorge voll aus-
genutzt werden. Dabei ist der Empfehlung der Radarkommission zu folgen, die am 
Ende ihres Berichtes, letztlich eine Anerkennung nur durch politische Vorgaben für 
machbar hält. Die Politik muss sich dazu endlich gegen den Widerstand der Verwal-
tung durchsetzen, sonst streiten die Beteiligten noch weitere 12 Jahre über dieses 
Problem, wobei die Zahl der Betroffenen immer weniger wird. 

 Gerichtsentscheidungen zu Gunsten der Betroffenen dürfen nicht unter Ausschöp-
fung aller juristischen Möglichkeiten seitens der Verwaltung bekämpft werden und zu 
weiteren Zeitverzögerungen führen. 

 Einbeziehung der neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse zu Schädigungen durch 
Hochfrequenzstrahlung, Einschluss der nicht an Krebs erkrankten Geschädigten, und 
die durch Erbgut geschädigten Kinder in die Wehrdienstbeschädigungsverfahren. 
Dabei sind nach heutigen Aussagen von Mitgliedern der Radarkommission alle Per-
sonen- und Tätigkeitsgruppen, die mit ionisierender Strahlung, radioaktiver Leucht-
farbe und HF-Strahlung während ihrer Dienstzeit in Kontakt kamen und nicht nur Ra-
dartechniker, zu berücksichtigen. 

 
 

 
 
 


